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Als I nteressenvertretu n g von 260.000 Berl iner
Unternehmen wird d ie IHK Ber l in  daher:

.  a l len Parte ien e inen of fenen Dia log anbieten,
in  den s ie den gebal l ten unte rne hmer ischen
Sachverstand der  Ber l  iner  Unternehmen
einbr ingen wird.

.  d ie Vorschläge der  pol i t ischen Kandidaten im
Vorfe ld der  Wahlen auf  den Prüfstand ste l len
und -  wenn gewünscht  konstrukt iv  begle i ten.

.  gemeinsam mit  der  Handwerkskammer Ber l in
im Frühsommer 20i  1 d ie , ,Wahlprüfste ine"  -

den ze ntralen wirtschaftspolit ischen Kompass -

vorlegen, an dem die Polit ik gemessen wird.

.  im Rahmen zahl re icher  Veransta l tungen ge-
meinsam mit den polit isch Verantwortl ichen
über d ie größten Herausforderungen zum
Beispie l  in  den Bereichen Bi ldung,  Haushal t
und Finanzen, Wissenschaft und natürlich
Wirtschaft diskutieren und die Forderungen
der Berliner Wirtschaft präsentieren.

b

lm Wahljahr 2O1 1 : Berliner Wirtschaft neuen
Schwung verleihen !
Das Jahr  201 1 br ingt  wieder v ie le Herausforde-
rungen -  und auch v ie le Chancen.  Und Dennoch
wird d ieses Jahr  anders sein,  denn Ber l in  wähl t
für  d ie nächsten fünf  Jahre e ine neue Regierung.
Egal  welcher  Couleur  -  immer werden der  Wohl-
stand Ber l ins und seine kul ture l len,  spor t l ichen
oder tour is t ischen Mögl ichkei ten von der
wir tschaf t l ichen Entwick lung abhängen.  Gute
Polit ik wird daher auch gute Wirtschaftspolit ik
sein müssen.

Und der  Handlungsdruck is t  groß:  Ber l in  weist
nach wie vor die höchste Arbe itslosenouote
im Bundesvergle ich und e ine zu ger inge
Wertschöpfung auf. Der Schuldenstand im
Ber l iner  Haushal t  beläuf t  s ich auf  mi t t lerwei le
63 Mi l l iarden Euro.  Damit  s ind d ie ool i t ischen
Handlungsspie l räume stark e ingeengt .  Für  d ie
passenden Lösungen dieser Probleme muss
Pol i t ik  schnel l  d ie r icht igen wir tschaf tspol i t i -
schen ldeen und Rezepte finden. Sie muss sich
vor einer Entscheidung mit deren Langzeitwir-
kungen und auch mi t  den n icht  sofor t  ins Auge
spr ingenden indi rekten Folgen befassen.  Sie
muss auch d ie Auswirkungen ihrer  Lei t l in ien und
Einzelentscheidungen auf  a l le  gesel lschaf t l ichen
Gruppen betrachten und e insei t ige Begünst i -
gungen auf  Kosten anderer  vermeiden.

An d ieser  Herkulesaufgabe wi l l  s ich d ie Ber l iner
Unternehmerschaf t  bete i l igen.  Sie wi l l  d ie Dy-
namik des Wahlkampfes nutzen,  um der  Ber l iner
Wirtschaft gemeinsam mit der Polit ik neuen
Schwung zu geben.
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Dasei nsvorsorge : Wettbewerb bri ngt
Berlin weiter
Konkurrenz belebt das Geschäft. Wer wollte
das bezweifeln? Was für den Einzelhändler
oder Hotelier sein ,,täglich Brot", soll bei dem
Geschäft mit Strom, Müll, Wohnraum oder
Nahverkehr jedoch n icht  gel ten? In Ber l in  droht
der Wettbewerb in diesen Bereichen durch die
Verstaatl ichung von Aufgaben ausgeschaltet zu
werden.

Konkurrenz belebt das Geschäft - weil alle
Marktteilnehmer ständig das Verhältnis von
Nutzen und Aufwand verbessern. Die Leistungen
für die Bürger werden besser und bil l iger und der
prekäre Haushal t  Ber l ins wird n icht  zusätz l ich
durch defizitäre Staatsunternehmen belastet.
Der Schlüssel zu besserer Leistung und Innova-
tionsfreude bei gleichzeitig günstigen Preisen
heißt: Wettbewerb in der Daseinsvorsorqe.

Die IHK Berl in wird daher:

die Risiken von ,,Rekommunalisierunqen" im f
Land Ber l in  in  Gesprächen unO par ta-menta-  |
rischen Abenden mit der Polit ik aufzeigen,
insbesondere im Dialog mit f inanz- und wirt-
schaftspolit ischen Sprechern der Parteien.

im ersten Halbjahr 201 1 jeden Monat einen
konkreten Forderungskatalog für mehr
Wettbewerb beziehungsweise mehr Effizienz
in einzelnen Bereichen der Daseinsvorsoroe
oräsentieren.

sich im Öffentl ichen Personennahverkehr für
eine schrittweise Liberalisierung des Nahver-
kehrs und eine zeitl ich gestaffelte Ausschrei-/
bung des S-Bahn-Betriebs einsetzen. I

vorrechnen, dass wettbewerbsfähige Was-
seroreise durch den Verzicht auf Grundwas-
serentnahmeentgelt und Landesgewinnanteil
und ein modernes Tarifsystem erzielbar sind.

für eine stärkere Öffnung des Wettbewerbs in
der Abfallwirtschaft durch Vergabe an private
Unternehmen werben und d ies im Dia loq mi t
der Polit ik einfordern.

der Schaffung eines kommunalen Energie-
versorgers entsch lossen entgegentreten u nd
aufzeigen, dass die Fortführung des Konzessi-
onsmodel ls  e ine Win-Win-Si tuat ion is t .

auf  Pr ivat is ierungen der  landeseigenen
Wohnungsbaugesellschaften drängen.

eine effizientere Aufgabenerfüllung in de r
Gesundheitsversorgung einfordern und nach
einem Jahr Bi lanz der  bere i ts  e ingele i teten,
engeren Verzahnung zwischen Charit6 und
Vivantes ziehen.
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